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Justizbeitreibungsgesetz

Zum 25.04.2024 aktuellste verfligbare Fassung der Gesamtausgabe

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 | 1926;
zuletzt geandert durch Art. 15 Abs. 14 G v. 4.5.2021 1 882

FuBnoten

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++)

(+++ MaBgaben aufgrund EinigVtr vgl. JBeitr0 Anhang EV; nicht mehr anzuwenden
gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a DBuchst. kk u. uu u. Buchst. b
G v. 19.4.2006 I 866, 891 (BMIMalgabenBerG) mWv 25.4.2006 +++)

Uberschrift: Bezeichnung idF d. u. Abkiirzung eingef. durch Art. 14 Nr. 1 G v. 21.11.2016 | 2591 mWv
1.7.2017

§1

(1) Nach diesem Gesetz werden folgende Anspriche beigetrieben, soweit sie von Justizbehdrden des
Bundes einzuziehen sind:

1. Geldstrafen und andere Anspriche, deren Beitreibung sich nach den Vorschriften Uber die Vollstre-
ckung von Geldstrafen richtet;

2. gerichtlich erkannte GeldbuRen und Nebenfolgen einer Ordnungswidrigkeit, die zu einer Geldzah-
lung verpflichten;

2a. Anspruche aus gerichtlichen Anordnungen Uber die Einziehung oder die Unbrauchbarmachung ei-
ner Sache;

2b. Anspruche aus gerichtlichen Anordnungen Uber die Herausgabe von Akten und sonstigen Unterla-
gen nach § 407a Absatz 5 Satz 2 der Zivilprozessordnung;

3. Ordnungs- und Zwangsgelder;
4. Gerichtskosten;

4a. Anspruche auf Zahlung der vom Gericht im Verfahren der Prozesskostenhilfe oder nach § 4b der
Insolvenzordnung bestimmten Betrage;

4b. nach den §§ 168d, 292 und 292a des Gesetzes liber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit festgesetzte Anspriche;

5. Zulassungs- und Prufungsgebuhren;
6. alle sonstigen Justizverwaltungsabgaben;

7. Kosten der Gerichtsvollzieher und Vollziehungsbeamten, soweit sie selbstandig oder gleichzeitig
mit einem Anspruch, der nach diesem Gesetz vollstreckt wird, bei dem Auftraggeber oder Ersatz-
pflichtigen beigetrieben werden;
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8. Anspriche gegen Beamte, nichtbeamtete Beisitzer und Vertrauenspersonen, gegen Rechtsanwal-
te, Vormunder, Betreuer, Pfleger und Verfahrenspfleger, gegen Zeugen und Sachverstandige so-
wie gegen mittellose Personen auf Erstattung von Betragen, die ihnen in einem gerichtlichen Ver-
fahren zu viel gezahlt sind;

9. Anspriche gegen Beschuldigte und Nebenbeteiligte auf Erstattung von Betragen, die ihnen in den
Fallen der §§ 465, 467, 467a, 470, 472b, 473 der Strafprozessordnung zu viel gezahlt sind;

10. alle sonstigen Ansprlche, die nach Bundes- oder Landesrecht im Verwaltungszwangsverfahren
beigetrieben werden kdnnen, soweit nicht ein Bundesgesetz vorschreibt, dass sich die Vollstre-
ckung nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz oder der Abgabenordnung richtet.

(2) Dieses Gesetz findet auch auf die Einziehung von Ansprichen im Sinne des Absatzes 1 durch Justiz-
behdrden der Lander Anwendung, soweit die Anspruiche auf bundesrechtlicher Regelung beruhen.

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes Uber das gerichtliche Verfahren finden auch dann Anwendung,
wenn sonstige Anspriche durch die Justizbehdrden der Lander im Verwaltungszwangsverfahren einge-
zogen werden.

(4) Werden zusammen mit einem Anspruch nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 die Kosten des Verfahrens
beigetrieben, so gelten auch fir die Kosten die Vorschriften Gber die Vollstreckung dieses Anspruchs.

(5) INach diesem Gesetz werden auch die Gebihren und Auslagen des Deutschen Patentamts und die
sonstigen dem Absatz 1 entsprechenden Anspriche, die beim Deutschen Patentamt entstehen, beige-

trieben. “Dies gilt auch fur Anspriiche gegen Patentanwalte und Erlaubnisscheininhaber.

(6) 'Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung abweichend von diesem Ge-
setz zu bestimmen, dass Gerichtskosten in den Fallen des § 109 Absatz 2 des Gesetzes liber Ordnungs-
widrigkeiten und des § 27 des Gerichtskostengesetzes nach Vorschriften des Landesrechts beigetrieben

werden. “Die Landesregierungen kdnnen die Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf die Landesjus-
tizverwaltung Ubertragen.

FuBnoten

§ 1: Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926
§ 1 Abs. 1 Nr. 4b: IdF d. Art. 15 Abs. 14 G v. 4.5.2021 1 882 mWv 1.1.2023

§2

(1) 'Die Beitreibung obliegt in den Fallen des § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 den nach den Verfahrensge-
setzen flr die Vollstreckung dieser Ansprlche zustandigen Stellen, soweit nicht die in Absatz 2 bezeich-
nete Vollstreckungsbehdérde zustandig ist, im Ubrigen den Gerichtskassen als Vollstreckungsbehérden.

’Die Landesregierungen werden ermachtigt, an Stelle der Gerichtskassen andere Behérden als Vollstre-

ckungsbehérden zu bestimmen. ’Die Landesregierungen kdnnen die Ermachtigung auf die Landesjustiz-
verwaltung Ubertragen.

(2) Vollstreckungsbehdérde fir Anspriche, die beim Bundesverfassungsgericht, Bundesministerium der
Justiz und fur Verbraucherschutz, Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzhof, Ge-
neralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof, Bundespatentgericht, Deutschen Patent- und Markenamt,
Bundesamt fur Justiz oder dem mit der Fihrung des Unternehmensregisters im Sinn des § 8b des Han-
delsgesetzbuchs Beliehenen entstehen, ist das Bundesamt flr Justiz.

(3) 'Von den in Absatz 1 bezeichneten Vollstreckungsbehdrden ist diejenige zustandig, die den beizu-

treibenden Anspruch einzuziehen hat. ’Dem Vollziehungsbeamten obliegende Vollstreckungshandlun-
gen kann die Vollstreckungsbehdérde aulRerhalb ihres Amtsbezirks durch einen Vollziehungsbeamten

vornehmen lassen, der fur den Ort der Vollstreckung zustandig ist. ’Die Unzustandigkeit einer Vollstre-
ckungsbehorde berahrt die Wirksamkeit ihrer Vollstreckungsmalnahmen nicht.

(4) Die Vollstreckungsbehérden haben einander Amtshilfe zu leisten.
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Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 | 1926

§3

IZusteIIungen sind nur erforderlich, soweit dies besonders bestimmt ist. °Sie werden sinngemal’ nach

den Vorschriften der Zivilprozessordnung Uber Zustellungen von Amts wegen bewirkt. ’Die dem Gericht
vorbehaltenen Anordnungen trifft die Vollstreckungsbehdérde.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926

§4

Die Vollstreckung kann gegen jeden durchgefuhrt werden, der nach den fur den beizutreibenden An-
spruch geltenden besonderen Vorschriften oder kraft Gesetzes nach den Vorschriften des burgerlichen

Rechts zur Leistung oder zur Duldung der Vollstreckung verpflichtet ist. 2Aus einer Zwangshypothek, die
fur einen derim § 1 bezeichneten Anspriche eingetragen ist, kann auch gegen den Rechtsnachfolger
des Schuldners in das belastete Grundstick vollstreckt werden.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 | 1926

§5

(1) 'Die Vollstreckung darf erst beginnen, wenn der beizutreibende Anspruch fallig ist. ?In den Fallen
des § 1 Absatz 1 Nummer 8 und 9 darf die Vollstreckung erst beginnen, wenn der Zahlungspflichtige
von den ihm zustehenden Rechtsbehelfen binnen zwei Wochen nach der Zahlungsaufforderung oder
nach der Mitteilung einer Entscheidung Uber seine Einwendungen gegen die Zahlungsaufforderung kei-

nen Gebrauch gemacht hat. 3Vorschriften, wonach aus vollstreckbaren Entscheidungen oder Verpflich-
tungserklarungen erst nach deren Zustellung vollstreckt werden darf, bleiben unberthrt.

(2) In der Regel soll der Vollstreckungsschuldner (§ 4) vor Beginn der Vollstreckung zur Leistung inner-
halb von zwei Wochen schriftlich aufgefordert und nach vergeblichem Ablauf der Frist besonders ge-
mahnt werden.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926
§6
(1) FUr die Vollstreckung gelten nach MaBgabe der Absatze 2 bis 4 folgende Vorschriften sinngemaR:

1. §§ 735 bis 737, 739 bis 741, 743, 745 bis 748, 753 Absatz 4 und 5, §§ 755, 757a, 758, 7583,
759, 761, 762, 764, 765a, 766, 771 bis 776, 778, 779, 781 bis 784, 786, 788, 789, 792, 793,
802a bis 802i, 802j Absatz 1 und 3, §§ 802k bis 827, 828 Absatz 2 und 3, §§ 829 bis 837a, 840
Absatz 1, Absatz 2 Satz 2, §§ 841 bis 886, 899 bis 910 der Zivilprozessordnung,

2. sonstige Vorschriften des Bundesrechts, die die Zwangsvollstreckung aus Urteilen in birgerli-
chen Rechtsstreitigkeiten beschranken, sowie

3. die landesrechtlichen Vorschriften Gber die Zwangsvollstreckung gegen Gemeindeverbande
oder Gemeinden.

(2) 'An die Stelle des Glaubigers tritt die Vollstreckungsbehdrde. 2Bgi der Zwangsvollstreckung in Forde-
rungen und andere Vermdgensrechte wird der Pfandungs- und der Uberweisungsbeschluss von der Voll-
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streckungsbehdérde erlassen. ’Die Aufforderung zur Abgabe der in § 840 Absatz 1 der Zivilprozessord-
nung genannten Erklarungen ist in den Pfandungsbeschluss aufzunehmen.

(3) 1An die Stelle des Gerichtsvollziehers tritt der Vollziehungsbeamte. Der Vollziehungsbeamte wird
zur Annahme der Leistung, zur Ausstellung von Empfangsbekenntnissen und zu Vollstreckungshandlun-

gen durch einen schriftlichen Auftrag der Vollstreckungsbehérde ermachtigt. 3Auftrége, die mit Hilfe au-
tomatischer Einrichtungen erstellt werden, werden mit dem Dienstsiegel versehen; einer Unterschrift

bedarf es nicht. “Der Vollziehungsbeamte hat im Auftrag der Vollstreckungsbehdérde auch die in § 840
Absatz 1 der Zivilprozessordnung bezeichneten Erklarungen entgegenzunehmen. °Die in § 845 der Zivil-

prozessordnung bezeichnete Benachrichtigung hat der Vollziehungsbeamte nach den Vorschriften der
Zivilprozessordnung Uber die Zustellung auf Betreiben der Parteien zuzustellen.

(4) Gepfandete Forderungen sind nicht an Zahlungs statt zu Gberweisen.

(5) Die Vollstreckungsbehdrden durfen das Bundeszentralamt flr Steuern ersuchen, bei den Kreditinsti-
tuten die in § 93b Absatz 1 und 1a der Abgabenordnung bezeichneten Daten, ausgenommen die Identi-
fikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung, abzurufen, wenn

1. die Ladung zu dem Termin zur Abgabe der Vermdgensauskunft an den Vollstreckungsschuldner
nicht zustellbar ist und

a) die Anschrift, unter der die Zustellung ausgefuhrt werden sollte, mit der Anschrift Gber-
einstimmt, die von einer der in § 755 Absatz 1 und 2 der Zivilprozessordnung genann-
ten Stellen innerhalb von drei Monaten vor oder nach dem Zustellungsversuch mitgeteilt
wurde, oder

b) die Meldebehérde nach dem Zustellungsversuch die Auskunft erteilt, dass ihr keine der-
zeitige Anschrift des Vollstreckungsschuldners bekannt ist, oder

C) die Meldebehdorde innerhalb von drei Monaten vor Erteilung des Vollstreckungsauftrags
die Auskunft erteilt hat, dass ihr keine derzeitige Anschrift des Vollstreckungsschuldners
bekannt ist;

2. der Vollstreckungsschuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Vermdgensauskunft in dem dem Ersu-
chen zugrundeliegenden Vollstreckungsverfahren nicht nachkommt oder

3. bei einer Vollstreckung in die in der Vermdgensauskunft aufgefiihrten Vermégensgegenstande
eine vollstandige Befriedigung der Forderung nicht zu erwarten ist.

FuBnoten

§ 6: Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926

§ 6 Abs. 1 Nr. 1: IdF d. Art. 14 Nr. 4 G v. 21.11.2016 | 2591 mWv 1.1.2018, d. Art. 14 Nr. 5 G v.
21.11.2016 1 2591 mWv 1.1.2022, d. Art. 3 Abs. 4 G v. 22.11.2020 1 2466 mWv 1.12.2021 u. d. Art. 4
Abs.5Nr. 1 Gv. 7.5.2021 | 850 mWv 1.1.2022

§ 6 Abs. 5: IdF d. Art. 4 Abs. 5 Nr. 2 G v. 7.5.2021 1 850 mWv 1.1.2022

§7

'Die Abnahme der Vermdgensauskunft beantragt die Vollstreckungsbehérde bei dem zustandigen
Gerichtsvollzieher; die Vollstreckung in unbewegliches Vermdgen beantragt sie bei dem zustandigen

Amtsgericht. Der Antrag ersetzt den vollstreckbaren Schuldtitel. 3Eine Zustellung des Antrags an den

Schuldner ist nicht erforderlich. *Die Vollstreckungsbehdrde kann die bei dem zentralen Vollstreckungs-
gericht nach § 802k Absatz 1 der Zivilprozessordnung verwalteten Vermégensverzeichnisse zu Vollstre-
ckungszwecken abrufen.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926

- Seite 4 von 6 -



§8

(1) lEinwendungen, die den beizutreibenden Anspruch selbst, die Haftung flr den Anspruch oder die
Verpflichtung zur Duldung der Vollstreckung betreffen, sind vom Schuldner gerichtlich geltend zu ma-
chen

bei Ansprichen nach § 1 Absatz 1 Nummer 4, 6, 7

nach den Vorschriften Gber Erinnerungen gegen den Kostenansatz,

bei Ansprichen gegen nichtbeamtete Beisitzer, Vertrauenspersonen, Rechtsanwalte, Zeugen, Sachver-
standige und mittellose Personen (§ 1 Absatz 1 Nummer 8)

nach den Vorschriften Uber die Feststellung eines Anspruchs dieser Personen,

bei Ansprichen nach § 1 Absatz 1 Nummer 9

nach den Vorschriften Gber Erinnerungen gegen den Festsetzungsbeschluss. Die Einwendung, dass mit
einer Gegenforderung aufgerechnet worden sei, ist in diesen Verfahren nur zuldssig, wenn die Gegen-

forderung anerkannt oder gerichtlich festgestellt ist. 3Das Gericht kann anordnen, dass die Beitreibung
bis zum Erlass der Entscheidung gegen oder ohne Sicherheitsleistung eingestellt werde und dass die
Vollstreckungsmalregeln gegen Sicherheitsleistung aufzuheben seien.

(2) tFar Einwendungen, die auf Grund der §§ 781 bis 784, 786 der Zivilprozessordnung erhoben werden,

gelten die Vorschriften der §§ 767, 769, 770 der Zivilprozessordnung sinngemaR. %Fiir die Klage ist das
Gericht zustandig, in dessen Bezirk die Vollstreckung stattgefunden hat.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926
§9
(1) Werden Einwendungen gegen die Vollstreckung erhoben, so kann die Vollstreckungsbehérde die
VollstreckungsmaBnahmen einstweilen einstellen, aufheben oder von weiteren VollstreckungsmaBnah-

men Abstand nehmen, bis lber die Einwendung endgultig entschieden ist.

(2) Der Vollziehungsbeamte hat von der Pfandung abzusehen, wenn ihm die Zahlung oder Stundung der
Schuld nachgewiesen wird.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926
§10

(1) Bei der Pfandung von Forderungen oder anderen Vermdgensrechten gelten die Vorschriften des Ge-
richtskostengesetzes sinngemaR.

(2) Far die Tatigkeit des Vollziehungsbeamten gelten die Vorschriften des Gerichtsvollzieherkostenge-
setzes sinngemals.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926

§ 11 (Inkrafttreten)

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 1 1926
Redaktionelle Hinweise

Diese Norm enthalt nichtamtliche Satznummern.

- Seite 5von 6 -



© juris GmbH

- Seite 6 von 6 -



	Gesamtes Gesetz  
					
	
	Fußnoten
	§ 1
	Fußnoten

	§ 2
	Fußnoten

	§ 3
	Fußnoten

	§ 4
	Fußnoten

	§ 5
	Fußnoten

	§ 6
	Fußnoten

	§ 7
	Fußnoten

	§ 8
	Fußnoten

	§ 9
	Fußnoten

	§ 10
	Fußnoten

	§ 11 (Inkrafttreten)
	Fußnoten
	Redaktionelle Hinweise




